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70 . Bundesgesetz vom 8. Feber 1967, mit dem die Nationalrats-Wahlordnung 1962
abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:
Die Nationalrats-Wahlordnung 1962, BGBl. Nr. 246, wird wie folgt abgeändert:

Artikel I
Die Anlage 1 (Gebietsabgrenzung der Wahlkreise, Vororte) hat hinsichtlich der Wahlkreise 8

und 10 zu lauten:

6 40
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1967 in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für Inneres betraut.

Jonas
Klaus Hetzenauer

7 1 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967 über
die Erhöhung von Sonderzahlungen im

öffentlichen Dienst

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die den Bundesbediensteten und den
Personen, die Anspruch auf Ruhe- oder Versor-
gungsgenuß gegen den Bund haben, im März und
Juni 1967 auszuzahlenden Sonderzahlungen sind,
sofern nicht Abs. 6 anzuwenden ist, zu erhöhen:

1. Für aktive Bedienstete und für emeritierte
Hochschulprofessoren um je 400 S,

2. für Personen, die Anspruch auf Ruhegenuß
haben, um je 320 S,

3. für Personen, die Anspruch auf Witwenver-
sorgungsgenuß haben, um je 160 S,

4. für Personen, die als frühere Ehefrauen An-
spruch auf Versorgungsgenuß haben, um je 80 S,

5. für Personen, die als Vollwaisen Anspruch
auf Waisenversorgungsgenuß haben, um je 80 S,

6. für Personen, die als Halbwaisen Anspruch
auf Waisenversorgungsgenuß haben, um je 32 S
und

7. für Witwen nach Bundesbediensteten, wenn
den Witwen zum Versorgungsgenuß Erziehungs-
beiträge gebühren, um je 160 S zuzüglich 32 S für
jedes Kind, für das ein Erziehungsbeitrag gebührt.

(2) Für Personen, die Anspruch auf Versor-
gungsgeld haben, richtet sich das Ausmaß des Er-
höhungsbetrages nach dem in Betracht kommen-
den Versorgungsgenuß.

(3) Für Personen, die Anspruch auf Unterhalts-
beitrag haben, richtet sich das Ausmaß des Er-
höhungsbetrages nach dem Verhältnis des Unter-
haltsbeitrages zum vollen Ruhe(Versorgungs)-
genuß.

(4) Der Erhöhungsbetrag der im März 1967
auszuzahlenden Sonderzahlung ist mit dem Mo-
natsbezug für den Monat Feber 1967, der Erhö-
hungsbetrag der im Juni 1967 auszuzahlenden
Sonderzahlung ist mit dem Monatsbezug für den
Monat Mai 1967 vorschußweise auszuzahlen.

(5) Lohn- und Pauschalbediensteten der Öster-
reichischen Bundesbahnen ist der Erhöhungs-
betrag der im März 1967 auszuzahlenden Sonder-
zahlung mit dem Lohn beziehungsweise mit der
Pauschalvergütung für den Monat Jänner 1967,
der Erhöhungsbetrag der im Juni 1967 auszu-
zahlenden Sonderzahlung mit dem Lohn bezie-
hungsweise mit der Pauschalvergütung für den
Monat April 1967 vorschußweise auszuzahlen.

(6) Steht oder stand der Bedienstete nicht in
Vollbeschäftigung, so gebührt ihm und seinen
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen der dem
Beschäftigungsausmaß des Bediensteten entspre-
chende Teil des Erhöhungsbetrages.

§ 2. § 1 gilt sinngemäß für Personen, auf die
die Bestimmungen des Landeslehrer-Dienstrechts-
überleitungsgesetzes 1962, BGBl. Nr. 245, des
Land- und forstwirtschaftlichen Lehrer-Dienst-
rechtsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 176/1966,
des Landesvertragslehrergesetzes, BGBl. Nr. 189/
1949, des Landesvertragslehrergesetzes 1966,
BGBl. Nr. 172, oder des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 161/1958 anzuwenden sind.

§ 3. Bei Vertragsbediensteten mit Sonderent-
gelt und bei Bediensteten, deren Entlohnung
durch Kollektivvertrag oder durch Einzelvertrag
nach den Bestimmungen des Allgemeinen Bürger-
lichen Gesetzbuches geregelt ist, gebührt die Er-
höhung der Sonderzahlung nach § 1 ganz oder
zum Teil nur in den Fällen, in denen das zustän-
dige Bundesministerium im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe-
rium für Finanzen dies bestimmt.

§ 4. (1) Die im § 1 vorgesehene Erhöhung von
Sonderzahlungen hat bei der Ermittlung der
Aufwandsentschädigung der Mitglieder des
Nationalrates und des Bundesrates, des Amts-
einkommens des Bundespräsidenten, der Mit-
glieder der Bundesregierung, der Staatssekretäre,
des Präsidenten und des Vizepräsidenten des
Rechnungshofes, der Entschädigung der Landes-
hauptmänner, des Beitrages des Bundes als Ent-
schädigung für die Stellvertreter des Landes-
hauptmannes und der Geldentschädigung des
Präsidenten, des Vizepräsidenten, der Mitglieder
und der Ersatzmitglieder des Verfassungsge-
richtshofes außer Betracht zu bleiben.

(2) Den Empfängern von Ruhe(Versorgungs)-
bezügen oder gleichartigen Leistungen (laufende
Zuwendungen) auf Grund einer der im Abs. 1
angeführten Funktionen gebührt eine Erhöhung
der Sonderzahlungen in dem im § 1 vorge-
sehenen Ausmaß.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit sie nicht den Ländern obliegt, die Bun-
desregierung betraut.

Jonas
Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Prader Kotzina
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7 2 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967,
mit dem das Hochschulassistentengesetz 1962
neuerlich abgeändert wird (6. Novelle zum

Hochschulassistentengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Hochschulassistentengesetz 1962, BGBl.
Nr. 216, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 166/1965 und BGBl. Nr. 112/1966 wird ab-
geändert wie folgt:

1. § 21 Abs. 2 hat zu lauten:

2. Im § 10 Abs. 3 ist der Punkt am Ende des
ersten Satzes durch einen Strichpunkt zu er-
setzen und an Stelle des zweiten Satzes anzu-
fügen:

„in diesem Falle gebührt dem Hochschulassisten-
ten eine Abfertigung, deren Höhe sich nach § 54
Absatz 4 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der jeweils geltenden Fassung richtet."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1967
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht be-
traut.

Jonas
Klaus Piffl

7 3 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967, mit
dem Überschreitungen der Ansätze des Bun-
desfinanzgesetzes 1967 genehmigt werden

(1. Budgetüberschreitungsgesetz 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die durch die im ersten Halbjahr 1967 zu
gewährenden Sonderzahlungen an öffentlich Be-
dienstete, für die der Bund den Gehaltsaufwand
trägt, eintretenden Überschreitungen der Aus-
gabenansätze für Aktivitätsbezüge und Pensions-
aufwendungen des Bundesfinanzgesetzes für das
Jahr 1967, BGBl. Nr. 1, im Gesamtbetrage von
348 Millionen Schilling werden genehmigt.

§ 2. Die Bedeckung der im § 1 genehmigten
Überschreitungen ist durch Ausgabenersparungen
bei den folgenden Ansätzen sicherzustellen:

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, unbeschadet der Befugnis der obersten Or-
gane zum Vollzug der einzelnen Ausgaben inner-
halb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister
für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

7 4 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967,
mit dem das Patentgesetz 1950 abge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Patentgesetz 1950, BGBl. Nr. 128 in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 210/1951,
BGBl. Nr. 160/1952, BGBl. Nr. 50/1959, BGBl.
Nr. 175/1963 und BGBl. Nr. 225/1965 wird wie
folgt abgeändert:

1. Im § 33 hat Abs. 2 zu lauten:

„(2) Das Patentamt ist ferner verpflichtet, auf
Ersuchen der Gerichte über Fragen, die Patente
betreffen und in einem anhängigen Verfahren
einen Gegenstand der Beweisaufnahme bilden,
schriftliche Gutachten zu erstatten. Doch ist der
Wert des Patentes vom Patentamt keiner wie
immer gearteten Beurteilung zu unterziehen.
Das Gutachten wird von der Beschwerdeabtei-
lung in der für Endentscheidungen vorgeschrie-
benen Besetzung von vier Mitgliedern (§ 37
Abs. 3 Z. 1), erforderlichenfalls nach Anhörung
der Beteiligten, erstattet. Der Präsident des Pa-
tentamtes bestimmt, welche Beschwerdeabteilung
das Gutachten zu erstatten hat. Für das Gut-
achten ist, wenn die Kosten des gerichtlichen
Verfahrens nicht dem Bund zur Last fallen,
eine Gebühr von 3500 S zu entrichten. Hinsicht-
lich dieser Gebühr gelten im gerichtlichen Ver-
fahren die Bestimmungen über Sachverständi-
gengebühren."
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2. Im § 114 haben die Abs. 1, 3 und 4 zu
lauten:

(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbständi-
gen Patenten erklärt werden (§ 14), ist außer
der Anmeldegebühr für die gesamte Geltungs-
dauer die Jahresgebühr nur einmal zu entrich-
ten, und zwar im Ausmaß von 800 S zuzüglich
eines Betrages von 150 S für die sechste und. für
jede folgende Seite der zur Auslegung gelangen-
den Beschreibung sowie von 150 S für das dritte
und für jedes folgende Blatt der dieser Beschrei-
bung angeschlossenen Zeichnungen."

3. § 115 hat zu lauten:
„§ 115. Jede auf Ersuchen des Anmelders oder

dessen Rechtsnachfolgers im Sinne des § 52 vor-
zunehmende nachträgliche Abänderung der Be-
schreibung unterliegt einer Gebühr von 150 S."

4. Im § 116 hat Abs. 1 zu lauten:

Artikel II
1. Die im Artikel I über das Ausmaß von Ge-

bühren getroffenen Bestimmungen finden auf
alle Zahlungen Anwendung, die nach dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes geleistet wer-
den oder für Anträge bestimmt sind, die nach
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes über-
reicht werden.

2. Gestundete Gebühren sind auch nach dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in dem zur
Zeit der Stundungsbewilligung in Geltung ge-
standenen Ausmaß zu entrichten.

Artikel III
1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 1967

in Kraft.
2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

sind die Bundesministerien für Handel, Gewerbe
und Industrie und für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Bock Schmitz

75 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967,
mit dem das Markenschutzgesetz 1953

abgeändert und ergänzt wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Markenschutzgesetz 1953, BGBl. Nr. 38

in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 51/
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1959, BGBl. Nr 209/1962, BGBl. Nr. 175/1963
und BGBl. Nr. 226/1965, wird wie folgt abge-
ändert und ergänzt:

1. Im § 15 haben die Abs. 1, 2 und 5 zu
lauten:

„§ 15. (1) Die Anmeldung einer jeden Marke
unterliegt einer Anmeldungsgebühr von 300 S
und einer Klassengebühr von 40 S für die erste
bis einschließlich dritte und von 100 S für die
vierte und jede folgende zur Registrierung be-
antragte Klasse oder Unterklasse der Waren-
klasseneinteilung.

(2) Vor der Registrierung einer Marke ist auf
Aufforderung innerhalb einer bestimmten Frist
eine Schutzdauergebühr von 400 S sowie ein
Druckkostenbeitrag für die vorgeschriebene Ver-
öffentlichung (§ 14 Abs. 3) zu entrichten. Die
Höhe des Druckkostenbeitrages hat sich nach
dem Umfang der Veröffentlichung zu richten
und ist durch Verordnung festzusetzen (§ 43
Abs. 1).

(5) Der Antrag auf internationale Registrie-
rung (Erneuerung) einer Marke im Sinne des
Madrider Abkommens, BGBl. Nr. 8/1948, unter-
liegt neben der im Artikel 8 Abs. 2 bis 5 dieses
Abkommens vorgeschriebenen Gebühr einer In-
landsgebühr von 400 S."

2. Dem § 15 ist folgender Abs. 6 anzufügen:

„(6) Der Antrag auf Erteilung einer unver-
bindlichen schriftlichen Auskunft über das Er-
gebnis der Nachforschung in der Richtung, ob
ein bestimmtes Zeichen als mit einer für die-
selben oder für gleichartige Waren früher an-
gemeldeten, noch zu Recht bestehenden oder
noch nicht registrierten Marke gleich oder ähn-
lich (§ 11 a) möglicherweise in Betracht kommt,
unterliegt einer Gebühr von 200 S."

3. § 22 j hat zu lauten:

„§ 22 j . Die Beschwerde unterliegt einer Ge-
bühr von 300 S für jede angemeldete oder
registrierte Marke, wegen der Beschwerde er-
hoben wird. Jeder vor der Nichtigkeitsabteilung
zu verhandelnde Antrag (§ 22 g) unterliegt einer
Gebühr von 1000 S und die Berufung (§ 22 i)
einer Gebühr von 1500 S für jede Marke, auf
die sich der Antrag (die Berufung) bezieht."

Artikel II

Die im Artikel I über das Ausmaß von Ge-
bühren getroffenen Bestimmungen finden auf
alle Zahlungen Anwendung, die nach dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes geleistet
werden oder für Anträge bestimmt sind, die
nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
überreicht werden.

Artikel III
1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 1967

in Kraft.
2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

sind die Bundesministerien für Handel, Gewerbe
und Industrie und für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Bock Schmitz

7 6 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967, mit
dem das Musterschutzgesetz 1953 abgeändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Musterschutzgesetz 1953, BGBl. Nr. 39, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 52/
1959, wird wie folgt abgeändert:

1. Im § 6 hat Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die Gebühr wird mit 50 S für jedes Jahr
bemessen, für das der Musterschutz angesucht
wird."

2. Im § 7 a hat Abs. 1 zu lauten:

„§ 7 a. (1) Werden von einem Hinterleger Er-
zeugnisse der gleichen Art oder Erzeugnisse, die
gemäß ihrer Bestimmung, insbesondere als selb-
ständige Einzelteile eines aus ihnen zusammen-
gesetzten Erzeugnisses, zusammengehörig sind,
gleichzeitig und gemeinsam in einem offenen
oder versiegelten Umschlag als Muster hinter-
legt (Sammelmuster), so ist eine ermäßigte Re-
gistrierungsgebühr zu entrichten. Diese beträgt
für jedes Jahr der beanspruchten Schutzdauer
bei einem Inhalt des Paketes

bis zu 20 Mustern 100 S,
bis zu 50 Mustern 150 S,
bis zu 100 Mustern 250 S
und für jedes weitere angefangene

Hundert 200 S."

Artikel II
Die im Artikel I über das Ausmaß von Ge-

bühren getroffenen Bestimmungen finden auf
alle Zahlungen Anwendung, die nach dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes geleistet
werden oder für Hinterlegungen bestimmt sind,
die nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
erfolgen.

Artikel III
1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 1967

in Kraft.
2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

sind die Bundesministerien für Handel, Gewerbe
und Industrie und für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Bock Schmitz
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